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Die vom Bundeskanzler vermit-
telte Einigung der Gläubiger-

banken auf die Sanierung des Bau-
konzerns Holzmann AG hat nicht
nur im Inland, sondern auch im
Ausland kritische Aufmerksamkeit
gefunden, wirft sie doch ein Licht
auf die Art und Weise, wie die
Deutschland AG im Zeitalter der
Globalisierung mit Krisenfällen um-
geht. Schon heute bietet der Fall
Holzmann in dreierlei Hinsicht rei-
ches Anschauungsmaterial.

Erstens: Nicht die durch die Glo-
balisierung der Kapitalmärkte er-
zwungene Rücksichtnahme auf die
Interessen von „Shareholders" hat
den Konzern an den Rand des Ab-
grundes gebracht, sondern die In-
effizienz der Überwachung des Ma-
nagement durch die „Stakeholder".
Versagt hat nicht der Kapitalmarkt,
sondern die in Deutschland vor-
herrschende Form der Unterneh-
menskontrolle, die eine Mischung
aus externer Kontrolle durch Ak-
tionäre, Banken und Wirtschafts-
prüfer, externer und interner Kon-
trolle durch das Management so-
wie interner Mitbestimmung von
Arbeitnehmervertretern darstellt.

Zweitens: Es passiert nicht oft,
daß eine staatliche Intervention so
schnell mit ihren ordnungspoliti-
schen Folgen konfrontiert wird wie
in diesem Fall. Die Krise, unter der
nicht nur Holzmann, sondern auch
seine Wettbewerber leiden, hat ih-
ren Ursprung nicht zuletzt darin,
daß das frühere Management einen
unkontrollierten Expansionskurs ge-
fahren ist und sich gezwungen sah,
die Kapazitäten durch Preisdum-
ping auszulasten und dabei auch in
bislang von mittelständischen An-
bietern bediente Marktsegmente
einzudringen. Darüber hinaus wur-
den fertiggestellte Gebäude, die
am Markt nicht abzusetzen waren,
in eigene Regie und in die eigene Bi-
lanz übernommen. Nachdem Holz-
mann an den Rand des Konkurses
geraten war, hatte die Bundesre-
gierung die Option, die Bereinigung
der Krise, insbesondere die Selekti-
on der stillzulegenden Kapazitäten,
dem Wettbewerb zu überlassen,
oder den risikoreichen Versuch zu
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unternehmen, zwischen den Betei-
ligten zu moderieren, ohne sich
selbst ins Obligo zu begeben. Statt
dessen hat sie ihr politisches Ge-
wicht und eine staatliche Bürg-
schaft in Höhe von 250 Mill. DM zu-
gunsten des „Störers" in die Waag-
schale geworfen. Diese Parteinah-
me ist selbst mit kurzfristigen Ar-
beitsmarkteffekten kaum zu be-
gründen, denn zum einen wäre ein
Teil der Holzmann-Baustellen, und
damit der Arbeitsplätze, von der
Konkurrenz übernommen worden,
und zum anderen geht die Siche-
rung von Arbeitsplätzen bei Holz-
mann zu Lasten von konkurrieren-
den Unternehmen und Arbeitneh-
mern. Durch die Parteinahme
wurde überdies der schwarze Peter
der EU-Kommission zugschoben,
die als Wettbewerbsaufsicht die
zweifellos wettbewerbsverzerren-
den Beihilfen entweder untersagen
oder mit Auflagen zum Kapazitäts-
abbau verknüpfen muß.

Drittens: Es ist nicht das erste
Mal, daß der Pragmatismus des
Kanzlers den Grundsätzen seiner
Minister in die Quere kommt. Bis-
lang war der Arbeitsminister, wie
sein Vorgänger, bestrebt, auch die
nicht tarifgebundenen Unterneh-
men der Bauwirtschaft in das Kor-
sett des Flächentarifvertrages zu
zwingen. So ist der die Arbeitszei-
ten regelnde Rahmentarifvertrag
unter Mitwirkung der Tarifvertrags-
parteien als allgemein verbindlich
erklärt worden. Die Mindestlöhne

werden inzwischen sogar ohne
Beteiligung der Sozialpartner per
Dekret verbindlich gemacht. Dieser
Kurs steht im Widerspruch zu dem
Stillschweigen, mit dem die Bun-
desregierung bei Holzmann dar-
über hinweggeht, daß ein tarif-
gebundenes Unternehmen ohne
Ermächtigung durch die Tarifver-
tragsparteien und damit contra le-
gem für einen Zeitraum von 18 Mo-
naten aus dem Tarifvertrag aus-
steigt, indem es mit dem Betriebs-
rat für die Belegschaft Abstriche
von den Verdiensten und unbezahl-
te Überstunden vereinbart. Damit
erhält Holzmann neben der staatli-
chen Beihilfe einen weiteren Wett-
bewerbsvorteil.

Der Fall Holzmann hätte wenig-
stens eine heilsame Nebenwir-
kung, wenn er den Gesetzgeber
und die Tarifvertragsparteien ver-
anlassen würde, darüber nachzu-
denken, wie den veränderten Be-
dingungen auf dem Arbeitsmarkt
besser Rechnung getragen werden
kann, als durch starre Flächentarif-
verträge, durch staatlich garantier-
te Mindestlöhne und durch Ausle-
gungen des Arbeitsrecht, die - wie
das Günstigkeitsprinzip - beschäf-
tigungssichernde Vereinbarungen
erschweren. Deutschland kann sich
die Kombination aus hohem Lohn-
niveau und geringer Lohnspreizung
- insbesondere in regionaler Hin-
sicht - nicht mehr leisten. Das Ar-
beitskräfteangebot ist im Hinblick
auf die Qualifikation und die Mobi-
lität nicht mehr so homogen wie
früher, der wachsende Anteil an
nicht lagerfähigen Dienstleistungen
macht starre Arbeitszeiten immer
obsoleter, und die Standortunter-
schiede sind erheblich größer
geworden. Wenn die überfällige
Reform des Arbeits- und Tarifrechts
ausbleibt, dann wird in West-
deutschland der Ausnahmezu-
stand Ostdeutschlands zu Regel:
Tarifverträge und gesetzliche Re-
gelungen verlieren ihre Geltung und
werden stillschweigend suspen-
diert. Der Fall Holzmann zeigt, daß
dieses Dilemma uns nicht von
außen oktroyiert wird. Die Globali-
sierung hat den ohnehin bestehen-
den Reformbedarf nur verstärkt.
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